
BStU
000053

43

von Schußwaffen oder anderen gefährlichen ftleasM^egenstän- 
den bzw. vor dem Ablegen von sprengstoffverdachtigen Gegen
ständen in den Besucherräumen kommt der Kontrolle der Person 
des Besuchers ĝgtSSBGt und seiner mitgeführten Gepäckstücke 
besondere Bedeutung zu.

VoreMZ zun-Durch die Schaffung der notwendigen materiellen1 TC-Ani(A —
gen - Einbau einesVMetallsuchgerätes ^MSG /t£) in dem
einer- Geh 1 eo-porr f V o r h a n d e n s e i n  von Handmetallsuchgeräten - 
wird gewährleistet, daß bei operativer Notwendigkeit eine kows-pi- 

oder1 ot-r̂ cnt Kontro 11 e aer Besucher sowie/seiner mitge- ' 
führten Gepäckstücke auf Metallgegenstände realisiert werden
kann.
Durch diese Maßnahme wircJVgesichert« daß mögliche derartige 
Gewalthandlungen, die die Sicherheit der Untersuchungshaft
anstalt ernsthaft beeinträchtigen sowie das Leben und die 
Gesundheit -der verantt'jg.r.t,U<ihnn Arwjnhfii» <i ijc.n ijteT II ijj ’A 1) ht
streb—-dor Porson- selbst bzw« ontterer unbeteüigt-er Personen ge- 
fährden könnte^rechtzeitig erkannt und/verhindert werden.

Rechtsgrundlage für diese Maßnahme bildet generell d£fs Ge
setz über die Aufgaben und Befugnisse der Deutschen Volks
polizei - § 13 Absatz 1 in Verbindung mit § 20 Absatz 2 VP- 
Gesetz.

?ür vorbeugenden Verhinderung serieller feindlich-negativeff, 
gegen die Sicherheit und Ordnung gerichtete^ und die Ziele 
des Ermittlungsverfahrens gefährdendetf' Handlungen, wie das 
Aus- bzw. Einschleusen unerlaubter Informationen und Gegen
stände aus bzw. in die Untersuchungshaftanstalt werden 
Verhaftete vor und nach jedem persönlichen Kontakt mit Be
suchern körperlich durchsucht. Diesem Ziel dient auch der 
Sicherheitsgrundsatz, daß bei der Begrüßung und Verabschie
dung der Besucher körperlicher Kontakt? - außer dem Hände
druck - untersagt ist.


